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Förderrichtlinie Energiewende 
in Unternehmen

Vom 10. März 2016, 
in der Fassung vom 26. Mai 2020

1.	 Förderziele, Förderzweck

1.1	 Die Energiewende erfordert neben dem verstärkten 
Einsatz erneuerbarer Energien, der Reduzierung des 
Energieverbrauchs und einer effizienten Nutzung 
von Energie die Transformation von einer bedarfs
orientierten Energieerzeugung hin zu einer angebots-
orientierten Energieverwendung. Dies bedingt auch 
eine Flexibilisierung der Energieversorgungsstruktu-
ren.

	 In vielen Hamburger Unternehmen gibt es Potenzi-
ale, den Energiebedarf von Anlagen sowie den Betrieb 
der eigenen Energieerzeugungsanlagen nach dem 
Angebot regenerativer Energien im Netz strommark-
torientiert zu steuern. Zudem kann der Energiebe-
darf von Anlagen sowie der Betrieb von Energieer-
zeugungsanlagen in Unternehmen weiter optimiert 
werden.

1.2	 Ziel der Förderung (Zuwendung) nach dieser Richt
linie ist es, mit Hilfe von Projekten in den unter Zif-
fer 1.3 benannten Förderschwerpunkten CO2-Emissi-
onen nachhaltig zu vermeiden und die Umstellung 
auf eine CO2-arme Wirtschaft zu unterstützen. Dies 
soll durch die Einbindung von Unternehmen in 
Hamburg in den Umbau der Energieversorgung 
sowie die Steigerung der Energieeffizienz in Unter-
nehmen erreicht werden.

	 Die Förderung erfolgt unter Beachtung der Quer-
schnittsziele Nachhaltige Entwicklung, Chancen-
gleichheit und Nichtdiskriminierung sowie Gleich-
stellung von Männern und Frauen.

1.3	 Diese Richtlinie bildet die Grundlage für die Förde-
rung von Projekten im Rahmen der folgenden För-
derschwerpunkte, die zur Umsetzung der Maßnah-
men der Interventionspriorität 4 b des Operationellen 
Programms des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) der Freien und Hansestadt 
Hamburg für die Förderperiode 2014 bis 2020 die-
nen:

	 1. � Energieberatungsleistungen für Unternehmen,

	 2. � Energiecontrollingsysteme in Unternehmen,

	 3. � Intelligente Einbindung von Unternehmen in die 
Energieversorgung.

1.3.1	 Energieberatungsleistungen für Unternehmen: Es 
werden energiebezogene Beratungsleistungen in 
Unternehmen, z. B. für den Aufbau von Energiema-
nagementsystemen, gefördert.

1.3.2	 Energiecontrollingsysteme in Unternehmen: Es wer-
den Investitionen in Geräte und Systeme gefördert, 
die Unternehmen die Erfassung und Auswertung 
ihrer Energieflüsse ermöglichen.

1.3.3	 Intelligente Einbindung von Unternehmen in die 
Energieversorgung: Gefördert werden Investitionen 
in technische Anlagen von Unternehmen, die Ener-
gie verbrauchen, transportieren, speichern oder 
erzeugen. Die Projekte sollen nachhaltig CO2-Emis
sionen vermeiden. Zudem sollen sie einen flexiblen, 
strommarktorientierten Betrieb der technischen 
Anlagen oder die Nutzung von Wärme in Wärme
netzen ermöglichen.

1.4	 Nach dieser Richtlinie werden in Verbindung mit 
Fördermerkblättern zu den Förderschwerpunkten 
gemäß Ziffer 1.3 freiwillige Projekte von Unterneh-
men unterstützt, die der Verwirklichung der genann-
ten Förderziele dienen.
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	 Diese Förderrichtlinie wird durch je ein Fördermerk-
blatt zu jedem Förderschwerpunkt ergänzt. Die För-
dermerkblätter konkretisieren den Rahmen für die 
einzelnen Förderschwerpunkte, wie beispielsweise 
die technischen Anforderungen, die Förderhöhen 
oder das Antragsverfahren. Sie werden von der 
Behörde für Umwelt und Energie erstellt und sind 
in der jeweils aktuellen Fassung im Internet unter 
www.hamburg.de/efre hinterlegt.

1.5	 Die Freie und Hansestadt Hamburg behält sich vor, 
die Förderbedingungen dieser Richtlinie bei Bedarf 
anzupassen oder aufzuheben.

1.6	 Ein Anspruch auf Gewährung der Förderung besteht 
nicht. Die bewilligende Stelle entscheidet auf Grund 
ihres pflichtgemäßen Ermessens und im Rahmen der 
verfügbaren Fördermittel.

2.	 Förderungsempfangende

2.1	 Es können Unternehmen mit Betriebsstätte in Ham-
burg gefördert werden. Als Unternehmen gilt jede 
Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform, die eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübt.

	 Unternehmen der Energieversorgung und Energie-
dienstleister, wie z. B. Contractoren, können nur 
gefördert werden, wenn das zu fördernde Projekt den 
Energiebedarf oder die Energieeigenerzeugung eines 
anderen antragsberechtigten Unternehmens einbe-
zieht.

2.2	 Es werden nur Unternehmen gefördert, bei denen 
eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert 
erscheint und die in der Lage sind, die bestimmungs-
gemäße Verwendung der Förderung zu gewährleisten 
und nachzuweisen.

2.3	 Nicht gefördert werden unter anderem 

	 – � natürliche Personen,

	 – � Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß Artikel 2 
Ziffer 18 der Verordnung (EU) Nummer 651/2014 
vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbar-
keit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem 
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union (Allgemeine Gruppenfreistellungs-
verordnung – AGVO; ABl. EU L 187 vom 26. Juni 
2014, S. 1) sowie

	 – � Unternehmen, die einer Rückforderungsanord-
nung auf Grund einer früheren Entscheidung der 
Europäischen Kommission zur Feststellung der 
Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Bei-
hilfe mit dem Gemeinsamen Markt nicht Folge 
geleistet haben.

3.	 Förderungsvoraussetzungen

3.1	 Die Gesamtfinanzierung des zu fördernden Projektes 
muss gesichert sein.

3.2	 Der Standort oder Gegenstand des zu fördernden 
Projektes muss sich auf dem Gebiet der Freien und 
Hansestadt Hamburg befinden.

3.3	 Bei investiven Projekten ist der bestimmungsgemäße 
Betrieb auf dem Gebiet der Freien und Hansestadt 
Hamburg während der Zweckbindungsfrist zu 
gewährleisten. Die Zweckbindungsfrist beträgt min-
destens fünf Jahre und beginnt mit der Abschlusszah-
lung nach dem Verwendungsnachweis. Für Projekte 
von Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittle-
ren Unternehmen gemäß Anhang I AGVO beträgt 
die Zweckbindungsfrist mindestens drei Jahre.

3.4	 Förderanträge sind vor Projektbeginn vollständig 
einzureichen. Eine Förderung ist ausgeschlossen, 
wenn vor einer schriftlichen Zustimmung der bewil-
ligenden Stelle mit dem Projekt begonnen worden ist. 
Ein Projekt ist in der Regel begonnen, sobald dafür 
entsprechende Lieferungs- oder Leistungsverträge 
abgeschlossen sind. Planungsleistungen stellen kei-
nen Beginn dar, es sei denn, sie sind alleiniger Zweck 
der Förderung. Im Einzelfall kann – auf rechtzeiti-
gen, begründeten Antrag hin – die bewilligende Stelle 
Ausnahmen von diesen Regelungen zulassen.

3.5	 Das antragstellende Unternehmen muss damit ein-
verstanden sein, dass Angaben zur Förderung (z. B. 
Name, Projektbezeichnung, Kurzbeschreibung, Pro-
jektergebnisse, Förderbetrag) in entsprechenden Ver-
zeichnissen (zum Beispiel EFRE-Begünstigtenliste, 
Transparenzportal, Beihilfen-Website) veröffentlicht 
werden.

	 Es darf – unabhängig von weitergehenden daten-
schutzrechtlichen Regelungen – in der Weitergabe 
von personenbezogenen Daten seiner Beschäftigten, 
die zur Ermittlung und Überprüfung der Höhe der 
Förderung und der Einhaltung des Besserstellungs-
verbots gegebenenfalls erforderlich sind, keine Ver-
letzung schutzwürdiger Interessen im Sinne des Bun-
desdatenschutzgesetzes sehen.

3.6	 Nicht gefördert werden unter anderem
	 – � Investitionen zur Verringerung der Treibhausgas

emissionen aus Tätigkeiten, die in Anhang I der 
Richtlinie 2003/87/EG vom 13. Oktober 2003 (ABl. 
EU L 275 vom 25. Oktober 2003, S. 32) aufgeführt 
sind,

	 – � Investitionen in Anlagen, die auf Grundlage des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2014) vom 
21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert am 
22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106), eine Förde-
rung erhalten,

	 – � Projekte aus dem Bereich „Forschung und Ent-
wicklung“ sowie Demonstrationsanlagen,

	 – � Großprojekte mit förderfähigen Ausgaben über 50 
Mio. Euro,

	 – � Projekte, mit denen gesetzlich vorgeschriebene 
Anforderungen, Mindeststandards oder Nachrüst-
pflichten umgesetzt werden,

	 – � Projekte, zu deren Umsetzung das antragstellende 
Unternehmen auf Grundlage eines Gesetzes, einer 
Verordnung oder einer behördlichen Anordnung 
verpflichtet ist,

	 – � Sanierungsfälle und Vorhaben zur Instandsetzung,
	 – � der Erwerb und die Installation von gebrauchten 

Anlagen.
4.	 Art und Umfang, Höhe der Förderung
4.1	 Die Förderung wird als Projektförderung in Form 

einer Festbetragsfinanzierung gewährt.
	 Davon abweichend erfolgt die Förderung im Förder-

schwerpunkt „Energieberatungsleistungen für Unter-
nehmen“ nach Ziffer 1.3.1 als Anteilsfinanzierung.

4.2	 Die Förderung kann durch Zuschuss, rückzahlbaren 
Zuschuss oder (zinssubventioniertes) Darlehen 
gemäß Artikel 5 Nummer 2 a und b AGVO oder als 
De-minimis-Beihilfe gemäß Verordnung (EU) Num-
mer 1407/2013 vom 18. Dezember 2013 über die 
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 
De-minimis-Beihilfen (De-minimis-Verordnung; 
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ABl. EU L 352 vom 24. Dezember 2013, S. 1) erfol-
gen. Bei rückzahlbaren Zuschüssen und (zinssubven-
tionierten) Darlehen erfolgt die Förderung nach die-
ser Richtlinie in Verbindung mit einem Fördermerk-
blatt und zusammen mit einem speziellen Fördermo-
dul.

4.3	 Bemessungsgrundlage für die Förderung sind die 
förderfähigen Ausgaben.

	 Die Förderung von Anlagentechniken nach Ziffer 
1.3.3 und Energiecontrollingsystemen nach Ziffer 
1.3.2 erfolgt auf Grundlage der für das jeweilige Pro-
jekt prognostizierten CO2-Emissionsvermeidung 
unter Berücksichtigung der eingesetzten Anlagen-
techniken. Für die einzelnen Förderschwerpunkte 
werden die Bemessungsgrundlagen und Förderhö-
hen in den jeweiligen Fördermerkblättern weiter 
konkretisiert.

	 Investitionen in Anlagentechniken und Energiecon
trollingsysteme werden nur insoweit gefördert, dass 
unter Berücksichtigung der Förderung eine Amorti-
sationszeit von drei Jahren nicht unterschritten wird.

	 Die Vorgaben zu Projekten, die Nettoeinnahmen im 
Sinne des Artikels 61 der Verordnung (EU) Nummer 
1303/2013 vom 17. Dezember 2013 (ABl. EU L 347 
vom 20. Dezember 2013, S. 320) erzeugen, sind zu 
beachten.

4.4	 Die Förderung nach den Ziffern 1.3.1 und 1.3.2 wird 
ausschließlich als De-minimis-Beihilfe auf Grund-
lage der De-minimis-Verordnung gewährt, deren 
Bestimmungen einzuhalten sind. Die Förderung 
nach Ziffer 1.3.3 kann zusätzlich als Umweltschutz-
beihilfe nach den Artikeln 36, 38, 40 oder 46 AGVO 
gewährt werden. Die entsprechenden beihilfenrecht-
lichen Vorgaben sind zu beachten.

4.4.1	 Das zu fördernde Projekt darf bei einer Förderung 
nach der De-minimis-Verordnung – unter Berück-
sichtigung aller öffentlichen Finanzierungsbeiträge 
– die zulässigen einschlägigen Höchstwerte für die 
Beihilfehöhen und -intensitäten durch die De-mini-
mis-Beihilfe nicht überschreiten.

4.4.2	 Eine Förderung nach der AGVO darf mit anderen 
staatlichen Beihilfen nicht kumuliert werden, es sei 
denn,

	 – � die anderen Beihilfen beziehen sich auf unter-
schiedliche bestimmbare beihilfefähige Kosten 
oder

	 – � es wird die höchste nach der AGVO für diese Bei-
hilfen geltende Beihilfeintensität und der höchste 
nach der AGVO für diese Beihilfen geltende Bei-
hilfebetrag nicht überschritten.

4.4.3	 Eine Kumulierung mit Förderungen nach dem 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) vom 21. 
Dezember 2015 (BGBl. I S. 2498), zuletzt geändert am 
20. November 2019 (BGBl. I S. 1719), ist nicht zuläs-
sig.

4.5	 Zur Förderung werden Mittel des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) genutzt. 
Die Förderung kann bis zu 50 Prozent der förderfähi-
gen Ausgaben betragen.

5.	 Sonstige Förderbestimmungen

5.1	 Die Anlage 2 der Verwaltungsvorschriften zu § 46 der 
Landeshaushaltsordnung – die Allgemeinen Neben-
bestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P) – 
wird in der jeweils gültigen Fassung Bestandteil der 

Bewilligungsbescheide. Für die Anwendung der 
Nummer 3 ANBest-P gilt abweichend:

	 Werden die förderfähigen Ausgaben eines Projektes 
zu nicht mehr als 50 Prozent aus öffentlichen Mitteln 
finanziert, sind Aufträge nur an fachkundige und 
leistungsfähige Anbieterinnen und Anbieter nach 
wettbewerblichen Gesichtspunkten zu wirtschaft
lichen Bedingungen zu vergeben. Ab einem Auftrags-
wert von 25 000,– Euro (ohne Umsatzsteuer) sind 
mindestens drei Angebote einzuholen und die 
Begründung der Vergabeentscheidung zu dokumen-
tieren. Falls die Einholung von mindestens drei 
Angeboten nicht möglich sein sollte, ist auch dies zu 
begründen.

	 In geeigneten Fällen sind insbesondere kleine und 
mittlere Unternehmen bei der Auftragsvergabe zu 
berücksichtigen.

	 Weitergehende Bestimmungen, die das zu fördernde 
Unternehmen zur Anwendung von Vergabevor-
schriften verpflichten, bleiben unberührt.

5.2	 Die Anlage 3 der Verwaltungsvorschriften zu § 46 der 
Landeshaushaltsordnung – die Baufachlichen Neben-
bestimmungen (NBest-Bau) – findet keine Anwen-
dung.

5.3	 Die Förderung nach dieser Richtlinie schließt wei-
tere Förderungen derselben Ausgaben durch die 
Freie und Hansestadt Hamburg, die Hamburgische 
Investitions- und Förderbank oder aus Programmen, 
an deren Finanzierung die Europäische Union (EU) 
beteiligt ist, aus.

5.4	 Für die mit dem zu fördernden Projekt verbundenen 
Finanzierungsvorgänge ist eine gesonderte Buchfüh-
rung oder ein eigener Buchführungscode vorzusehen.

	 Für die mit dem Projekt verbundenen Unterlagen 
und Belege gilt eine Aufbewahrungsfrist von mindes-
tens zehn Jahren nach Auszahlung der Förderung im 
Original, beglaubigter Kopie oder in revisionssiche-
rer Form und nachweisbar den nationalen Rechtsvor-
schriften entsprechend auf allgemein üblichen 
Datenträgern.

5.5	 Das antragstellende Unternehmen verpflichtet sich, 
in geeigneter Form (z. B. Bauschild, Internetauftritt 
des Unternehmens) auf die Förderung aus Mitteln 
des EFRE hinzuweisen.

5.6	 Das antragstellende Unternehmen ist verpflichtet, 
der bewilligenden Stelle, dem Rechnungshof der 
Freien und Hansestadt Hamburg und der Europäi-
schen Kommission auf Verlangen jederzeit Aus-
künfte über die für die Gewährung und Belassung der 
Zuschüsse maßgeblichen Umstände zu erteilen und 
die entsprechenden Unterlagen innerhalb einer 
gesetzten Frist von maximal 20 Arbeitstagen vorzule-
gen.

	 Eine Nichterfüllung der Aufbewahrungspflicht nach 
Ziffer 5.4 und der Vorlagepflicht kann zu einer Rück-
forderungsanordnung der Europäischen Kommis-
sion führen.

5.7	 Für Vor-Ort-Kontrollen inhaltlicher und finanzieller 
Komponenten ist vom antragstellenden Unterneh-
men der bewilligenden Stelle, der EFRE-Verwal-
tungsbehörde, EU-Prüforganen, dem Rechnungshof 
der Freien und Hansestadt Hamburg oder einem von 
diesen beauftragten Dritten Zutritt und Einsicht zu 
gewähren. Dies schließt die Prüfung von Originalbe-
legen der Buchführungsunterlagen sowie die Prüfung 
der Qualität der Anlagentechniken ein.
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5.8	 Bestandteil der Förderung ist eine Erfolgskontrolle 
durch die bewilligende Stelle oder von ihr beauftragte 
Dritte. Hierfür wird in der Regel für das geförderte 
Projekt während der Zweckbindung oder auch darü-
ber hinaus die Erhebung von Kennzahlenwerten und 
deren Übermittlung an die bewilligende Stelle not-
wendig sein, die eine Beurteilung des Projektbeitra-
ges zur Zielerreichung des Programms ermöglichen. 
Das Nähere regelt der Bewilligungsbescheid.

5.9	 Die Änderung der Eigentumsverhältnisse einer 
geförderten Anlage, wodurch einem Unternehmen 
oder einer öffentlichen Einrichtung ein ungerecht
fertigter Vorteil entsteht, ist während der Zweck
bindungsfrist ausgeschlossen.

5.10	 Erhebliche Veränderungen der Art, der Ziele oder 
der Durchführungsbestimmungen des Projektes sind 
nur in begründeten Fällen auf schriftlichen Antrag 
nach Zustimmung der bewilligenden Stelle zulässig.

5.11	 Die Förderung von Anlagentechniken nach Ziffer 
1.3.3 oder Energiecontrollingsystemen nach Ziffer 
1.3.2 ist zurückzuzahlen, falls die Produktionstätig-
keit innerhalb von zehn Jahren nach der Abschluss-
zahlung an einen Standort außerhalb der EU verla-
gert wird. Dies gilt nicht für Projekte von Kleinstun-
ternehmen sowie kleinen und mittleren Unterneh-
men gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nummer 
651/2014.

6.	 Verfahren

6.1	 Über den Antrag auf Gewährung einer Förderung 
entscheidet die bewilligende Stelle. Dies ist

	 – � die Behörde für Umwelt und Energie oder

	 – � die Hamburgische Investitions- und Förderbank.

	 Die zuständige bewilligende Stelle ist dem jeweiligen 
Fördermerkblatt zu entnehmen.

6.2	 Die Förderung wird nur auf schriftlichen Antrag 
gewährt.

	 Der Antrag (einfach) ist bei der bewilligenden Stelle 
mit einem ausgefüllten und unterzeichneten Formu-
lar, das von der bewilligenden Stelle zur Verfügung 
gestellt wird, und weiteren, von der bewilligenden 
Stelle zu nennenden Unterlagen unter Angabe der 
Höhe der beantragten Förderung und der Gründe für 
die Notwendigkeit dieser Förderung einzureichen.

6.3	 Die Bewilligung erfolgt durch schriftlichen Bescheid 
vor Beginn des Bewilligungszeitraums.

6.4	 Die Förderung wird nach Abschluss des Projektes 
und nach Vorlage und Prüfung des Verwendungs-
nachweises ausgezahlt. Nach Vorlage und Prüfung 
eines Zwischennachweises erfolgt eine anteilige Aus-
zahlung. Anteilige Auszahlungen sind nur bis zu 
einer Höhe von 80 Prozent der Förderung möglich. 
In begründeten Fällen kann eine Auszahlung auf 
Grundlage der tatsächlich getätigten Ausgaben auch 
ohne Vorlage eines Nachweises entsprechend der 
Vorgaben gemäß Ziffer 6.6 erfolgen. Das Nähere 
regelt der Bewilligungsbescheid.

6.5	 Der Verwendungsnachweis erfolgt nach Maßgabe der 
ANBest-P. Hierzu sind mindestens ein Sachbericht, 
ein zahlenmäßiger Nachweis, alle Belege sowie wei-
tere Unterlagen im Original vorzulegen. Das Nähere 
regelt der Bewilligungsbescheid. Nur bei Projekten, 
die nicht innerhalb eines Kalenderjahres abgeschlos-
sen sind, ist zusätzlich ein jährlicher Zwischennach-
weis vorgesehen.

6.6	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Förderung sowie für den Nachweis und die Prü-
fung der Verwendung und die ggf. erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungs- oder Bewilligungsbeschei-
des und die Rückforderung der gewährten Förderung 
gelten die ANBest-P sofern diese Richtlinie nicht 
etwas anderes festlegt.

	 Die Regelungen des Hamburgischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes vom 9. November 1977 (Hmb-
GVBl. S. 333), zuletzt geändert am 14. März 2014 
(HmbGVBl. S. 102), bzw. des Sozialgesetzbuches – 
Zehntes Buch – vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130), 
zuletzt geändert am 29. März 2017 (BGBl. I S. 626), 
bleiben unberührt.

6.7	 Darüber hinaus sind insbesondere die folgenden Vor-
schriften und Grundlagen in der jeweils geltenden 
Fassung zu beachten:

	 – � Verordnung (EU) Nummer 1301/2013 vom 17. De
zember 2013 (ABl. EU L 347 vom 20. Dezember 
2013, S. 289) und Verordnung (EU) Nummer 
1303/2013 mit den besonderen bzw. gemeinsamen 
Bestimmungen für den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung,

	 – � Verordnung (EU) Nummer 2018/1046 vom 18. Juli 
2018 (ABl. EU L 197 vom 30. Juli 2018, S. 1) u. a. 
zur Änderung der Verordnungen (EU) Nummer 
1301/2013 und (EU) Nummer 1303/2013 sowie zur 
Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Num-
mer 966/2012,

	 – � Verordnung (EU) Nummer 651/2014 zur Feststel-
lung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung 
der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AGVO),

	 – � Operationelles Programm des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg für die Förderperiode 2014 bis 2020 
(CCI‑Nummer 2014DE16RFOP006),

	 – � Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt 
Hamburg (Landeshaushaltsordnung – LHO) vom 
17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503), zuletzt 
geändert am 18. Juli 2017 (HmbGVBl. 2017 S. 222),

	 – � Verwaltungsvorschriften zu § 46 LHO, vom 29. 
Dezember 2014, zuletzt geändert am 21. Dezember 
2018,

	 – � im Falle einer Durchführung durch die Hamburgi-
sche Investitions- und Förderbank das Gesetz über 
die Hamburgische Investitions- und Förderbank 
vom 6. März 1973 (HmbGVBl. S. 41), zuletzt geän-
dert am 17. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 503).

6.8	 Förderungen, welche die Hamburgische Investitions- 
und Förderbank gewährt, erfolgen auf der Grundlage 
dieser Richtlinie und den jeweiligen Fördermerkblät-
tern. Der § 46 LHO sowie die dazugehörigen Verwal-
tungsvorschriften gelten entsprechend. Rechte und 
Pflichten, die die Hamburgische Investitions- und 
Förderbank im Umgang mit den ihr zur Verfügung 
gestellten Mitteln hat, werden vertraglich zwischen 
der Freien und Hansestadt Hamburg und der Ham-
burgischen Investitions- und Förderbank festgelegt.

	 Eine Verwaltungsgebühr für die Bewilligungen und 
Amtshandlungen im Rahmen der Verwaltung der 
Fördermittel gemäß der Gebührenordnung für die 
Hamburgische Investitions- und Förderbank vom 
28. Oktober 2014 (HmbGVBl. S. 463) wird nicht 
erhoben.
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7.	 Inkrafttreten

	 Die Richtlinie tritt am 1. April 2016 in Kraft und ist 
bis zum 31. Dezember 2023 befristet.

Hamburg, den 26. Mai 2020

Die Behörde für Umwelt und Energie
Amtl. Anz. S. 669

Öffentliche Auslegung des Antrages 
auf Einrichtung des Innovationsbereiches 

Hohe Bleichen/Heuberg
Zur Stärkung des Einzelhandels- und Dienstleistungs-

zentrums Hohe Bleichen/Heuberg soll der Innovationsbe-
reich Hohe Bleichen/Heuberg III eingerichtet werden. Das 
Bezirksamt Hamburg-Mitte legt den Antrag der Zum Felde 
BID Projektgesellschaft mbH als Aufgabenträger gemäß § 5 
Absatz 6 des Gesetzes zur Stärkung der Einzelhandels- und 
Dienstleistungszentren vom 28. Dezember 2004 (Hmb-
GVBl. S. 525), zuletzt geändert am 29. Juli 2017 (HmbGVBl. 
S. 225) öffentlich aus:

Der Antrag (Gebietsabgrenzung, Maßnahmen- und 
Finanzierungskonzept) kann in der Zeit vom 4. Juni bis 
3. Juli 2020 montags bis donnerstags von 9.00 Uhr bis 15.00 
Uhr und freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr oder nach tele-
fonischer Vereinbarung (040 / 4 28 54 - 34 30) im Bezirksamt 
Hamburg-Mitte, Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt, 
Caffamacherreihe 1-3, 7. Stock, Zimmer C7.217 eingesehen 
werden.

Für den Auslegungsraum sind die besonderen Nut-
zungsbedingungen im Rahmen der Bekämpfung der 
Covid-19-Epidemie zu beachten. Insbesondere darf der 
Raum nur von einer Besuchspartei gleichzeitig betreten 
werden, Wartezeiten sind möglich.

Auskünfte können Sie telefonisch erhalten, wenn mög-
lich wird um vorherige Anmeldung unter der Telefonnum-
mer 040 / 4 28 54 - 34 30 gebeten.

Der Antrag kann außerdem im Internet eingesehen wer-
den unter: https://www.bid-hohebleichen.de

Während der Auslegungszeit können Anregungen zu 
dem Antrag bei der genannten Dienststelle schriftlich oder 
zur Niederschrift vorgebracht werden.

Die Eigentümerinnen und Eigentümer der im Innova
tionsbereich belegenen Grundstücke haben während der 
Auslegungszeit das Recht, der Einrichtung des Innova
tionsbereichs zu widersprechen.

Einwände gegen die Einrichtung sind schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der genannten Dienststelle einzule-
gen. Nicht fristgerecht eingelegte Einwände können nicht 
berücksichtigt werden.

Hamburg, den 13. Mai 2020

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 673

Beabsichtigung der Widmung 
von Wegeflächen in der Straße 

Mariannenruh-Platz im Bezirk Altona
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) werden im 
Bezirk Altona, Gemarkung Ottensen, Ortsteil 210, zwei 
insgesamt etwa 595 m² große, in der Straße Mariannen-
ruh-Platz liegende Wegeflächen (Flurstück 5240 teilweise), 
mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr gewid-
met. Die Widmung wird auf den Fußgänger-und Fahrrad-
verkehr beschränkt.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun-
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh-
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die 
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
schriftlich oder zu Protokoll dort vorbringen. Nach Frist
ablauf erhobene Einwendungen werden nicht mehr berück-
sichtigt.

Hamburg, den 18. Mai 2020

Das Bezirksamt Altona Amtl. Anz. S. 673

Wahl der Mitglieder des Vorstands 
der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer 

im Jahr 2020 gemäß § 64 BRAO 
– Veröffentlichung des Wahlergebnisses –

Bis zum 8. Mai 2020 fand im Hamburger Kammerbezirk 
die Wahl von Mitgliedern des Vorstands der Hanseatischen 
Rechtsanwaltskammer im Jahr 2020 statt. Es fanden Neu-
wahlen für 13 Vorstandsplätze statt.

Der Wahlausschuss gibt das Wahlergebnis hiermit wie 
folgt formell bekannt:

Wahlberechtigt waren gemäß § 6 Absatz 1 Wahlordnung 
für die Wahl der Mitglieder des Vorstands der Hanseati-
schen Rechtsanwaltskammer (WahlO) alle am 8. März 2020 
zugelassenen 10.867 Kammermitglieder. Es wurden 1.763 
Rücksendeumschläge abgegeben. Dies ergibt eine Wahlbe-
teiligung von 16,22 Prozent.

15 Stimmabgaben waren nach § 7 Absatz 6 WahlO und 
21 Stimmabgaben waren nach § 8 Absatz 1 WahlO ungültig, 
insgesamt waren also 36 Stimmabgaben ungültig. Es gab 
1.727 gültige Stimmabgaben.

8 Stimmzettel waren nach § 10 Absatz 1 WahlO ungül-
tig, kein Stimmzettel war nach § 10 Absatz 2 WahlO ungül-
tig und kein Stimmzettel war nach § 10 Absatz 3 WahlO 
ungültig, insgesamt waren also 8 Stimmzettel ungültig. Es 
sind 1.719 gültige Stimmzettel abgegeben worden.

Keine Stimme war ungültig, die Zahl der gültigen Stim-
men betrug 11.795.

Auf die Kandidaten entfielen folgende gültige Stimmen:

  1.	 Lemke, Christian Dr.	 1.146 Stimmen

  2.	 Voges, Annette	 1.075 Stimmen

  3.	 Holle, Bernd-Ludwig	 953 Stimmen

  4.	 Lange, Sonja Dr.	 931 Stimmen

  5.	 Pinar, Gül Sabiha	 924 Stimmen

  6.	 Jahn, Miriam B.	 920 Stimmen

  7.	 Schnabel, Astrid Dr.	 891 Stimmen

  8.	 Cording, Sebastian Dr.	 878 Stimmen

  9.	 Dunckel, Till Dr.	 851 Stimmen
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10.	 Cordes, Christoph Dr.	 770 Stimmen

11.	 Ludwig, Rüdiger	 681 Stimmen

12.	 Lucke, Ole-Steffen Dr.	 646 Stimmen

13.	 Domić, Zoran Dr.	 624 Stimmen

14.	 Çiftçi, Muhammed	 505 Stimmen

Gewählt sind damit Dr. Christoph Cordes, Dr. Sebastian 
Cording, Dr. Zoran Domić, Dr. Till Dunckel, Bernd-Lud-
wig Holle, Miriam B. Jahn, Dr. Sonja Lange, Dr. Christian 
Lemke, Dr. Ole-Steffen Lucke, Rüdiger Ludwig, Gül 
Sabiha Pinar, Dr. Astrid Schnabel, Annette Voges.

Der nicht gewählte Kandidat Muhammed Çiftçi ist ein-
ziger Nachrücker (§ 11 Absatz 3 der Geschäftsordnung der 
Hanseatischen Rechtsanwaltskammer).

Hamburg, den 13. Mai 2020

Wahlausschuss für die Wahl der Mitglieder 
des Vorstands der Hanseatischen 

Rechtsanwaltskammer im Jahr 2020
c/o Hanseatische Rechtsanwaltskammer, 

Valentinskamp 88, 20355 Hamburg 
gez. Reinhard Daum 

Wahlleiter Amtl. Anz. S. 673

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 20 A 0201

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen
Zugelassene Angebotsabgabe:
Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
Bundeswehrkrankenhaus Hamburg, 
Lesserstraße 180, 22049 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung
	 Metallbauarbeiten für den Neubau der Notstromzen

trale im Rahmen der Neustrukturierung Stromversor-
gung auf dem Gelände des Bundeswehrkrankenhauses. 
Leistungsumfang: 26 Stahltüren, 2 Fensterelemente, 
70 m² Gitterroste, 110m² Metallfassade aus Alumini-
um-Wellprofil mit Unterkonstruktion, 240 m² Profil-
bauglasfassade, 13 Lamellenwandsysteme für Außen- 
und Fortluft, 8 Stahlrahmenkonstruktionen für Lüf-
tungsklappen

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 3. August 2020
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
31. Januar 2021

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D439699272

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 12. Juni 2020 um 8.00 Uhr, 
Ablauf der Bindefrist am 10. Juli 2020.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote
https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin
12. Juni 2020 um 8.00 Uhr
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
u) 	 Entfällt
v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
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auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine.

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 13. Mai 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 514

Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 20 A 0198 Bodenbelagarbeiten

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen
Zugelassene Angebotsabgabe:
Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
Douaumont-Kaserne Geb. H1, 
Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung
20A0198 Bodenbelagarbeiten
ca. 1.232 m² Teppichboden austauschen (Kugelvlies)

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung:�  
Verwaltung KW 26/2020, Bibliothek KW 29/2020
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
Bibliothek KW 35/2020
Weitere Fristen: Verwaltungstrakt nach Absprache

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen
Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D439709291

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 3. Juni 2020 um 10.00 Uhr, 
Ablauf der Bindefrist am 1. Juli 2020.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote
https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin
3. Juni 2020 um 10.00 Uhr
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
u) 	 Entfällt
v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine.

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
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Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 14. Mai 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 515

Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 20 A 0190

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen
Zugelassene Angebotsabgabe:
Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
Sollredder 10, 21465 Wentorf

f) 	 Art und Umfang der Leistung
–	 Abbrucharbeiten, 135 m² Innenputz inkl. Wandbe-

läge, 45 m² Estrich inkl. Bodenbeläge, div. Sanitär-
objekte

–	 Putzarbeiten, 120 m² Kalkzementputz auf Innen-
wänden

–	 Estricharbeiten, 45 m² Zement-Estrich
–	 Fliesenarbeiten, 135 m² Wandfliesen inkl. Abdich-

tung, 45 m² Bodenfliesen inkl. Abdichtung
g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 1. Juli 2020
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
1. Oktober 2020

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D439709304

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 5. Juni 2020 um 8.00 Uhr, 
Ablauf der Bindefrist am 3. Juli 2020.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote
https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

5. Juni 2020 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine.

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 14. Mai 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 516
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Verhandlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb

1) 	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Beschaffungsstelle der BSW und BUE 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

2) 	 Verfahrensart

Verhandlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb [UVgO]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Organisationsberater zur Steuerung und Begleitung 
des Beteiligungsprozesses

Für den Beteiligungsprozess zur Begleitung des Kohle-
ausstiegs in Hamburg beabsichtigt die Freie und Han-
sestadt Hamburg, Behörde für Umwelt und Energie, 
eine externe Organisationsberatung zu beauftragen.

Demnach soll im Zuge der Umrüstung des Heizkraft-
werks Tiefstack ein Begleitgremium mit 10 Exper-
teninnen und Experten („Beteiligungsgremium Tief-
stack“) eingerichtet werden. Der Beteiligungsprozess 
soll die Entwicklung eines Ersatzkonzeptes für Tief-
stack begleiten und die Akzeptanz in der Bevölkerung 
für die notwendigen Veränderungsprozesse in der Wär-
meversorgung Hamburgs zum Schutz des Klimas stär-
ken.

Die Organisationsberatung soll folgende Aufgaben 
übernehmen:

–	 Organisatorische und inhaltliche Vorbereitung und 
Umsetzung von Workshops;

–	 Moderation der Workshops;

–	 Dokumentation der durchgeführten Workshops;

–	 Durchführung und Dokumentation von Experten-
interviews oder eine vergleichbare inhaltliche Vor-
bereitung der Workshops, die alle Gremienmitglie-
der und ausgewählte externe Experten einbezieht;

–	 Erstellung eines jährlichen Berichts zum Stand des 
Beteiligungsprozesses;

–	 Unterstützung bei der Erstellung gemeinsamer 
Schriftdokumente einschließlich einer Vereinba-
rung über die Zusammenarbeit im Gremium zu 
Beginn des Prozesses;

–	 Verfassen von Textbeiträgen für den Internetauf-
tritt zum Beteiligungsprozess;

–	 Vermittlung und ggf. Mediation zwischen den Mit-
gliedern des Beteiligungsgremiums und den städti-
schen Partnern.

Ort der Leistungserbringung: 21109 Hamburg

6) 	 Entfällt

7) 	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8) 	 Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. August 2020 bis 31. Juli 2023.

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=tQYwcRRkuoI %253d

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 4. Juni 2020, 9.30 Uhr

11) 	Entfällt

12) 	Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind

Siehe Anlage Werkvertrag, § 5

13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

– 	 Eigenerklärung zur Eignung

– 	 Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung

– 	 Nachweis einer Betriebshaftpflichtversicherung

– 	 Eigenerklärung Scientology

– 	 schriftliche Darstellung zur Organisation Ihres 
Unternehmens

– 	 Referenzen oder andere Unterlagen zum Nachweis 
der Eignung (siehe auch Matrix für die Bewertung 
im Teilnahmeverfahren)

– 	 Erklärung Bewerbergemeinschaft (sofern die Teil-
nahme als Bewerbergemeinschaft erfolgt)

– 	 Verzeichnis Unterauftragnehmer (sofern Unterauf-
tragnehmer vorgesehen sind)

14) 	Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

50 % Preis

50 % Leistung (40 % Konzeptionelle Darstellung an
hand eines einzureichenden Grobkonzeptes, 10 % Per-
sonaleinsatzplan)

Hamburg, den 15. Mai 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 517

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 20 A 0196

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.
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d) 	 Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
THW, Sollredder 10, 21465 Wentorf

f) 	 Art und Umfang der Leistung
Umbau der Bäder und Duschen/ Erneuerung der Sani-
tärobjekte/Trinkwasser- und Abwasserinstallation
– 6 Stück Duschanlagen
– 8 Stück Waschtischanlagen
– 5 Stück WC – Anlagen
– 4 Stück Urinal – Anlagen

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 27. KW 2020
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
48. KW 2020

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D439709311

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 5. Juni 2020 um 10.00 Uhr, 
Ablauf der Bindefrist am 3. Juli 2020.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote
https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien
Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin
5. Juni 2020 um 10.00 Uhr
Ort: Vergabestelle, siehe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.
u) 	 Entfällt
v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 

vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine.

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 18. Mai 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 518

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 20 A 0177

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

22045 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung

BPOL Jenfeld Ertüchtigung der Außenbeleuchtung

Im Rahmen dieser Maßnahme sollen 60 vorhandene 
Leuchten-Köpfe an Leuchten-Maste mit einer Höhe 
von 4 bzw. 6m Höhe ausgetauscht werden. Weitere neun 
Maste sind inklusive Leuchten-Kopf auszutauschen und 
weitere neun Maste mit Leuchten-Kopf werden neu 
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errichtet. Für die Erschließung der neuen Standorte ist 
das Erdkabel zu liefern, zu verlegen und anzuschließen.

Die Leuchten und die Maste werden beigestellt. Tief-
bauarbeiten sind nicht Gegenstand dieser Ausschrei-
bung.

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 10. August 2020

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
18. September 2020

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D439719330

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 8. Juni 2020 um 10.00 Uhr, 
Ablauf der Bindefrist am 6. Juli 2020.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

8. Juni 2020 um 10.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine.

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 19. Mai 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 519

Bekanntmachung vergebener Aufträge
Ergebnisse des Vergabeverfahrens

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) 	 Name und Adressen: 
Bundesbauabteilung Hamburg,  
in Vertretung für die  
Bundesrepublik Deutschland  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg, Deutschland 
NUTS-Code: DE600 
Telefax: +49 / 40  /4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de
Internet-Adresse(n): http://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

I.4) 	 Art des öffentlichen Auftraggebers: 
Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher 
Ebene

I.5) 	 Haupttätigkeit(en): 
Allgemeine öffentliche Verwaltung 

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1) 	 Umfang der Beschaffung

II.1.1) 	 Bezeichnung des Auftrags: 
BWK: Neustrukturierung Trink- und Löschwasser 
Referenznummer der Bekanntmachung:  
20 E 0031

II.1.2) 	 CPV-Code: 45311000-0 

II.1.3)	 Art des Auftrags: Bauauftrag

II.1.4)	 Kurze Beschreibung: 
Installation von Elektroanlagen, Gebäudehaupt-
verteilung Haus 1 Westflügel + DEA

II.1.6)	 Angaben zu den Lose: 
Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein
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II.1.7)	 Gesamtwert der Beschaffung (ohne MwSt.): 

Genau: Wert: 224 661,04 EUR

II.2)	 Beschreibung. 

II.2.2)	 Weitere(r) CPV-Code(s): –

II.2.3)	 Erfüllungsort: 

Nuts-Code: DE600

Hauptort Ausführung: 22049 Hamburg

Bundeswehrkrankenhaus,  
Lesserstraße 180, 22049 Hamburg

II.2.4)	 Beschreibung der Beschaffung: 

Lieferung und Installation einer Niederspan-
nungshauptverteilung AV, einer Niederspan-
nungshauptverteilung SV und einem Interim- 
Verteiler AV. Umschwenkarbeiten von vorhan-
denen Kabeln, Installationsarbeiten für allge-
meine Beleuchtung und elektrischer Ausstattung 
in den Verteilerräumen, Errichten einer Sicher-
heitsbeleuchtung (Einzelbatterieleuchten). An
bindung an die vorhandene Blitzschutz- und 
Erdungsanlage. Verlegung von ca. 1.000 m Nie-
derspannungskabel bis Querschnitt 5x16 mm² 
und errichten von ca. 160 m Kabelträgersystem.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien: 

Kostenkriterium:

Kriterium: Preis, Gewichtung: 100 %

II.2.11)	 Angaben zu Optionen: 

Optionen: Nein

II.2.13)	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union: 

Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN. 

IV.1)	 Beschreibung. 

IV.1.1)	 Verfahrensart: Offenes Verfahren

IV.1.3)	 Angaben zur Rahmenvereinbarung: 

Keine Rahmenvereinbarung

IV.1.8)	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen 
(GPA): 

Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

IV.2)	 Verwaltungsangaben. 

IV.2.1)	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren: 

Bekanntmachungsnummer  
im ABl. 2020 /S 032 - 074236

ABSCHNITT V: AUFTRAGSVERGABE. 

Auftrags-Nr.: 20 E 0031

Bezeichnung: Gebäudehauptverteilung 
Haus 1 Westflügel + DEA

V.1)	 Information über die Nichtvergabe: 

Der Auftrag wurde vergeben.

V.2)	 Auftragsvergabe: 

V.2.1)	 Tag des Vertragsabschlusses: 

Tag: 23. April 2020

V.2.2)	 Angaben zu den Angeboten: 

Anzahl der eingegangenen Angebote: 2

Anzahl der elektronisch  
eingegangenen Angebote: 2

V.2.3)	 Name und Anschrift des Wirtschaftsteilnehmers, 
zu dessen Gunsten der Zuschlag erteilt wurde: 

Offizielle Bezeichnung: 
WISAG Elektrotechnik Nord GmbH & Co.KG  
Lewenwerder 18, 21079 Hamburg,  
Deutschland 
Nuts-Code: DE600

Der Auftragnehmer ist ein KMU:  Nein

V.2.4)	 Angaben zum Wert des Auftrags (ohne MwSt.): 

Gesamtwert des Auftrags: 224 661,04 EUR

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN. 

VI.4)	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren: 

Bundeskartellamt Bonn 
Kaiser-Friedrich-Straße 16, 53113 Bonn, 
Deutschland 
Telefon: +49 / 02 28 / 94 99 - 0 
Telefax:  +49 / 02 28 / 94 99 - 400

VI.5)	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung: 

20. Mai 2020

Hamburg, den 20. Mai 2020

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 520

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 093-20 CR

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Sporthalle, 
Sonnenweg 90 in 22045 Hamburg

Bauauftrag: Elektro  

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 63.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. September 2020 bis März 2021  

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
9. Juni 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
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Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 8. Mai 2020

Die Finanzbehörde 521

Verhandlungsverfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VgV VV 059-20 PP
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: Neubau mit Rück- 
und Umbau an der Grundschule am Standort Gaußstraße 
171 – Projektsteuerung und Projektmanagement in Anleh-
nung an §§ 2 + 3 Schriftenreihe Nr. 9 AHO
Leistung: Zur Realisierung einer Fünfzügigkeit wird am 
Standort Gaußstraße 171 ein Neubau errichtet.  Das gesamte 
Gebäudeensemble unterliegt dem Denkmalschutz und ist 
in der Liste Hamburger Denkmäler unter der ID- Nummer 
30516 aufgeführt. Der zu errichtende Neubau ist in enger 
Abstimmung mit der BKM/Amt für Denkmalschutz zu 
planen.
Insgesamt werden fünf Klassenräume mit Differenzie-
rungsflächen (insgesamt 360 m²), eine Ganztagsküche 
(72 m² ggf. plus Inanspruchnahme von ca. 9 m² der NNF) 
mit Esseneinnahmefläche (288 m²) sowie eine weitere Sport-
hallenfläche (insgesamt somit 2 Sporthallenflächen) benö-
tigt.
Die derzeitig für die Essenausgabe und Esseneinnahme 
genutzten Flächen (Foyerbereich der Aula und ehemalige 
Lehrküche) sind nach Fertigstellung der Neubaumaß-
nahme zurück zu bauen. Die ehemalige Lehrküche soll zu 
einem Forscher- und Entdeckerraum umgebaut werden.  
Auf dem Schulgelände befinden sich ein Schulgebäude 
inklusive Fachtrakt und Verbindungsgang, eine Aula, ein 
Pavillon und eine Einfeldsporthalle, die bereits saniert wur-
den bzw. werden.
Im Rahmen der Bauaufgabe ist der Abriss der Einfeldsport-
halle erforderlich, um Platz für den Neubau zu schaffen.   
Die Durchführung des Bauvorhabens ist unter Aufrechter-
haltung des bestehenden Schulbetriebs vorgesehen. Ein 
sensibler Umgang mit dem vorhandenen Baumbestand 
wird erwartet. 
Das Neubauvorhaben muss bis zum 1. Mai 2024 fertigge-
stellt und an den Nutzer übergeben sein. 
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 257.000,– Euro 
Ausführungsfrist voraussichtlich:  
Vertragslaufzeit ca. 48 Monate. 
Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge:  
9. Juni 2020 um 14.00 Uhr 
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 

Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Vergabeunterlagen und die 
„Fragen & Antworten“ finden Sie auf der Zentralen Veröf-
fentlichungsplattform unter: 

http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Hinter dem „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die 
Vergabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung 
zum Download kostenfrei hinterlegt. Dort gelangen Sie 
auch in die elektronische Vergabe. Nach Registrierung im 
Bieterportal reichen Sie Ihre Bewerbung bitte rein elektro-
nisch ein. Teilnahmeanträge und Angebote können aus-
schließlich elektronisch abgegeben werden.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
automatisch aus der elektronischen Vergabe, sofern Sie als 
Bewerber im Bieterportal registriert sind und als solcher 
angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen haben.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des öffentlichen Teilnahmewettbewerbs finden 
Sie zudem auf der Homepage des Landesbetriebes 
SBH | Schulbau Hamburg unter: 

http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Hamburg, den 8. Mai 2020

Die Finanzbehörde 522

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 074-20 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung der Grundschule Groß Flottbek, 
Osdorfer Weg 24 in 22607 Hamburg

Bauauftrag: Heizung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 107.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. August 2020 bis August 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
9. Juni 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
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Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Mai 2020

Die Finanzbehörde 523

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 075-20 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung der Grundschule Groß Flottbek, 
Osdorfer Weg 24 in 22607 Hamburg

Bauauftrag: Elektro 

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 283.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. August 2020 bis August 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
9. Juni 2020 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Mai 2020

Die Finanzbehörde 524

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 058-20 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau 2-Feld-Sporthalle mit Klassen und  
Ganztagsbereich, Klosterstieg 17 in 20149 Hamburg
Bauauftrag: Prallschutz
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 102.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Juni 2021 bis Juli 2021
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. Juni 2020 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 15. Mai 2020

Die Finanzbehörde 525

Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Universität Hamburg  

Mittelweg 177, 20148 Hamburg, 
Deutschland

b)	 Öffentliche Ausschreibung (VOB)
Vergabenummer: UHH_VOB2020025ÖA 

c) 	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

d) 	 Bauauftrag 
e) 	 20146 Hamburg
f) 	 2020_MLKP 3 Ertüchtigung Tierhaltung
	 Tierhaltung Zoologie, Lufttechnische Anlagen
	 Im Bestandsgebäude der Uni Hamburg 

am Martin-Luther-King-Platz 3 
ist eine Modernisierung der Tierhaltung geplant.

g) 	 Entfällt
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h) 	 Entfällt

i) 	 Angaben zur Auftragsdauer erfolgen im Bietergespräch. 
Der beigefügte Terminplan ist nicht aktuell und dient 
lediglich zur Orientierung.

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen.

k) 	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

	 https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=MGXxTyDgNrc%253d

	 Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich. 

l) 	 Entfällt.

m)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 
verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.

	 Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

n) 	 11. Juni 2020, 9.00 Uhr

o) 	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

	 „http://www.bieterportal.hamburg.de“

p) 	 Entfällt.

q) 	 11. Juni 2020. 9.00 Uhr.

r) 	 Entfällt.

s)	 Entfällt.

t)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

u) 	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis). Beim Einsatz von Nach
unternehmern ist auf gesondertes Verlangen deren 
Präqualifikation nachzuweisen. 

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

v)	 10. Juli 2020.

w) 	 Nachprüfungsstelle (§  21 VOB/A):  
Vergabekammer bei der Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 40 - 32 30  
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 31 - 04 99

Hamburg, den 13. Mai 2020

Universität Hamburg 526

Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Universität Hamburg  

Mittelweg 177, 20148 Hamburg, 
Deutschland

b)	 Öffentliche Ausschreibung (VOB)
Vergabenummer: UHH_VOB2020024ÖA 

c) 	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

d) 	 Bauauftrag 
e) 	 20146 Hamburg
f) 	 2020_MLKP 3 Ertüchtigung Tierhaltung
	 Tierhaltung Zoologie, Heizungsarbeiten
	 Im Bestandsgebäude der Uni Hamburg 

am Martin-Luther-King-Platz 3 
ist eine Modernisierung der Tierhaltung geplant.

g) 	 Entfällt
h) 	 Entfällt
i) 	 Angaben zur Auftragsdauer erfolgen im Bietergespräch. 

Der beigefügte Terminplan ist nicht aktuell und dient 
lediglich zur Orientierung.

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen.
k) 	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-

gung unter:
	 https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 
subProjectId=7%252fG49J7U6B4%253d

	 Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich. 

l) 	 Entfällt.
m)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 

verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.

	 Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

n) 	 10. Juni 2020, 11.00 Uhr
o) 	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:
	 „http://www.bieterportal.hamburg.de“
p) 	 Entfällt.
q) 	 10. Juni 2020. 11.00 Uhr.
r) 	 Entfällt.
s)	 Entfällt.
t)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-

tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

u) 	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis). Beim Einsatz von Nach
unternehmern ist auf gesondertes Verlangen deren 
Präqualifikation nachzuweisen. 
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
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(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.
Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

v)	 10. Juli 2020.
w) 	 Nachprüfungsstelle (§  21 VOB/A):  

Vergabekammer bei der Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 40 - 32 30  
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 31 - 04 99

Hamburg, den 13. Mai 2020

Universität Hamburg 527

Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Universität Hamburg  

Mittelweg 177, 20148 Hamburg, 
Deutschland

b)	 Öffentliche Ausschreibung (VOB)
Vergabenummer: UHH_VOB2020026ÖA

c) 	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

d) 	 Bauauftrag 
e) 	 20146 Hamburg
f) 	 2020_MLKP 3 Ertüchtigung Tierhaltung
	 Tierhaltung Zoologie, Elektroarbeiten
	 Im Bestandsgebäude der Uni Hamburg 

am Martin-Luther-King-Platz 3 
ist eine Modernisierung der Tierhaltung geplant.

g) 	 Entfällt
h) 	 Entfällt
i) 	 Angaben zur Auftragsdauer erfolgen im Bietergespräch. 

Der beigefügte Terminplan ist nicht aktuell und dient 
lediglich zur Orientierung. Bitte beachten Sie die bei-
gefügten Hinweise zu Corona.

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen.
k) 	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-

gung unter:
	 https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 
subProjectId=cQ1iTzcnwyc%253d

	 Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich. 

l) 	 Entfällt.

m)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 
verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.

	 Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

n) 	 11. Juni 2020, 11.00 Uhr

o) 	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

	 „http://www.bieterportal.hamburg.de“

p) 	 Entfällt.

q) 	 11. Juni 2020, 11.00 Uhr

	 Angabe, welche Personen bei der Eröffnung der Ange-
bote anwesend sein können: aktuell keine

r) 	 Entfällt.

s)	 Entfällt.

t)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

u) 	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis). Beim Einsatz von Nach
unternehmern ist auf gesondertes Verlangen deren 
Präqualifikation nachzuweisen. 

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

v)	 10. Juli 2020.

w) 	 Nachprüfungsstelle (§  21 VOB/A):  
Vergabekammer bei der Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 40 - 32 30  
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 31 - 04 99

Hamburg, den 14. Mai 2020

Universität Hamburg 528
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